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Eins Erwiderung 
auf 

den Artikel der .srau t ) r . A e m p i n : 

„Deutsche und amerikanische Vermögensrechte der Ehefrauen" 

in Nr. ,'»2 der „Nat ion" (2,">. September I^97l. 

Unser Jahrhundert ist ein Jahrhundert der Vorbereitung ans 
grüße sociale Aufgaben. Um sich zu ihrer Lösung tüchtig zu 
machen, suchen ganze Stände und Einzelne sich freie Entwicklung, 
volle Ausgestaltung ihrer Eigenart zu sichern. Inmitten der 
Blasiertheit, des Verfalls, der sittlichen Haltlosigkeit, die das Jahr 
hundertende so vielfach kennzeichnen, wird diefer „,^ampf ums 
Recht" mit einem heiligen Ernst, Uli! einem Idealismus geführt, 
die zukunftsverheißend sind. Mitten in diefem Kampfe stehen auch 
die Frauen. Zu geistiger Selbständigkeit erwacht, wollen sie die 
Konsequenzen davon im Gesetz gezogen sehen; sie wollen so gul 
wie der Mann eine uo l le Rechtspersönlichkeit sein. 

Eben das hat das Gesetz, welches das kommende Jahrhundert 
beherrschen soll, der Ehefrau versagt. Das neue Bürgerliche 
Gesetzbuch für das Deutsche Reich versagt ihr nach dem gesetzlichen 
Güterrecht die Verwaltung und Nutznießung ihres eingebrachten 
Vermögens und stellt sie dadurch in dieser Richtung thatsächlich 
den Unmündigen gleich. Es verweigert der Mutter den vollen 
Anteil an der elterlichen Gewall und versagt ihr damit die 
Stellung in der Familie, die ihr in einem modernen Kulturstaat 
zukommt. Damit wird der Einfluß, den sie auf das Geschick ihrer 
Kinder haben kann und soll, in wesentlichen Punkten gehemmt, ja 
vernichtet. 

Es war vor allem Sache der Frauen vereine, gegen diese Be-



slimmungen vorzugehen. Seil der ersten Betanntmacbnng des 
Entwurfs eiitos Renen Bürgerlichen Gesetzbnchs haben sie diese 
Aufgabe erkannt und zu erfüllen gesucht, allen voran der Allgemeine 
Denlsche Frauenoerein. 

Allen Bemühungen zum Trotz, allen Protesten zum Trotz ist 
der Entwurf zum Gesetz geworden, in den wesentlichen Punkten 
seines Familienrechts umgeändert. Auch jetzt noch lassen die Frauen 
den Mut nicht sinken. Unsere Reichsgesetzgebung ist noch im Fluß; 
es liegt alles daran, die Fragen, die für die weitere Entwickelung 
der Frauenbewegung Lebensfragen sind, auch in den Gemütern im 
Fluß zu erhalten; das Bewußtsein lebendig zu erhalten, und, wo 
es nicht besteht, zu wecken, daß das nette Bürgerliche Gesetzbuch in 
den genannten Fragen hinler dem Stande nnserer Kultur zurück­
geblieben ist. Es gilt, durch fortgesetzten Appell an den Reichstag 
auch hier dies Bewußtsein zu wecken, das häufig nur Gleichgültig­
keit und Gewohnheit nicht aufkommen lassen wollen. 

Darum hat der „Bund Deutscher Frauenvereine" eine Petition 
in Umlauf gesetzt,'') die auf eine Revision des Famitienrechts des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs in den genannten Punkten abzielt. Eine 
möglichst zahlreiche Beteiligung an dieser Petition wird ihr selbst­
verständlich einen besonderen Nachdruck sichern. I m Interesse 
der F rauen selbst mnß dem Bunde deutscher Frauenvereine, mutz 
den ihm ungehörigen Zweiguereinen, mich uns allen daran liegen, 
diese Beteiligung zu erreichen. 

Darunr ist jede Belehrung der Frauen über die ihnen im 
neuen Bürgerlichen Gesetzbuch Zugewiesene Stellung erwünscht, 
jedes Irreführen verhängnisvoll. Vor allen Dingen soll und muß 
ihnen gezeigt werden, was das Gesetz all und für sich bewirkt, 
ohne persönliche Maßnahmen der einzelnen Znr Aufhebung seiner 
natürlichen Konsegnenzen. Wenn nun solche Darlegungen beginnen: 

„Das bürgerliche Gesetzbuch erklärt auch die Ehefrau 
als vollkommen geschäftsfähig, mit anderen Worten: ihre 
sämtlichen Verträge sind prinzipiell gültig, als ob sie un­
verheiratet wäre; keine Zustimmung ihres Mannes, keine 
richterliche Genchmigung, kein uornmndschaftlicher Zwang 

^) Petilionsbogen sind zu erhalten bei Fräulein Mar ie Raschle, 
Berlin LA., Köuiggräherstraße W. 



benintl sie, zu lhun tind zu lassen, was ihr beliebt, zu kaufen 
und zu verlaufen, zu mieten und zu vermieten, Pfänder zu 
nehmen und zu geben, Bestellungen zu empfangen und zu, 
machen, Bürgschaften einzugehen, Wechsel zu unterschreiben R'. 
Lille diefe Verlräge sind güllig" 

so wird damit bei dem unbefangenen Leser die Illusion erzeugt, 
als sei das der Zustand, den das Gesetz als Regel schaffe, wonach 
dann also die Frauen nach dieser Richtung bin nichts mehr zu 
wünschen übrig hätten. Aber es heißl weiter: 

„Wenn sie aber mil ihrem Manne unter dem gesetz­
lichen Güterrecht tebt, also keiueu ^lieuertrag mit ihm ge­
macht hat, der dieses Güterrecht ausschließt, so kann sie über 
ihr Vermögen nicht ohne seine Zustimmung verfügen" ?c. 

Wenn sie unter dem gesetzlichen Güterrecht lebl! Als ob das 
eine Ausnahme wäre und nicht die Regel! Geschildert ist also 
oben der Ausnahmezustand, der sich nur erreichen läßt, wenn man 
sich gegen die Konsequenzen des Gesetzes durch einen Sondervertrag 
schützt. Ein solches künstliches Nmkonstruieren einer gesetzlichen 
Bestimmung, die das Gros der Ehefrauen tatsächlich vermögens­
rechtlich unmündig macheit wird, eine Darstellung, die über die 
inneren und äußeren Schwierigkeiten, die einem Ehevertrag ent­
gegenstehen, der dem Manne die gesetzlich gegebene Macht nimmt, 
einfach hinweggeht nnd dami t auch die Leser darüber h in ­
wegsehen läßt , muß in die I r re führen. Wir haben alle Ver-
anlasfnng, die deutschen Frauen vor solcher Führung zu schützet:, 
und auf das entschiedenste zu warnen. 

Das obige Eitat ist einem Artikel der Frau I ) r . ,fur. Kemv in 
in Nr. 52 der „Ration" (25. September t8U7) entnommen: 
„Deutsche und amerikanische Vermögensrechte der Ehe­
f rauen. " Eine der Redaktion derselben Zeitschrift von mir einge­
reichte Erwiderung wurde abgelehnt. Sie enthielt neben Be-
merkungeu von mir die nachfolgende Kritik des Artikels aus der 
Feder des Geheimen Iustizrats B u l l i n g . Ich lasse dieser noch 
einige Ausführungen folgen, für die in jetler Erwiderung der 
Raum der „Nation" nicht zugemutet werden konnte. 

Die Erwiderung, nachdem sie von der Nation abgelehnt 
worden war, in der gegenwärtigen Form zu veröffentlichen, damit 



sie den deutschen Frauen bekannt werde und den bei der Petition 
beleiligten Vereinen vorgelegt werden tonne, schien uns geboten 
um der Wichtigfeit nullen, die es für uns hal, jeder Verdunkelung 
des Thatbeslandes in Bezug auf die Frauenrechtsfragen entgegen-
zutreten. 

Vielleicht denken manche, es sei nicht der Mühe wert, die 
scheinbar so wenig belangreichen Auseinandersetzungen des 
Kempinschen Artikels einer so eingehenden Kritik zu unterziehen. 
Sie mögen bedenken, daß den anscheinend rein sachlichen Ans-
führungen einer Frau, von der die Fernstehenden annehmen 
mülsen, daß sie der Frauenbewegung freuudlich gegenüberstehe und 
sich nur gegen arge Ansschreilangen der „Frauenrechtlerinnen" 
wenden werde, einer Frau, die überdies Iur ist in ist, eine ge­
fährliche suggestive Kraft innewohnt. Sie zu unterschätzen und 
einer solchen die deutsche Frauenbewegnug u n t e r m i n i e r e n -
den Thät igke i t ruhig zuzusehen, wäre ein bedenklicher taktischer 
Fehler. 

Herr Gehe im ra t B u l l i n g führt Folgendes aus: 

„Der Artikel der Frau Dr. Kempin in Nr. 52 der Nation 
ist gegen die „Frauenrechtlerinnen" gerichtet. Nach den einleiten­
den Worten wendet er sich gegen die „herrschende Unzufriedenheit 
der Frauenrechtlerinnen über die der deutschen Frau zugewiesene 
Stellung im Bürgerlichen Gesetzbuche" und gegen die „infolge­
dessen weit verbreitete Meinung der gänzlichen Rückständigkeit dieser 
Kodifikation im Vergleiche zu den amerikanischen Staaten". 

Die Anwendung hiervon macht der Artikel in der Weise, daß 
er nachzuweisen sucht, es sei die Unzufriedenheit mit der ver­
mögensrechtlichen Stellung, welche das Gesetzbuch der Frau 
giebt. eine unbegründete. Er bespricht die Verwaltungsgemeinschaft 
des Gesetzbuches und vergleicht mit dieser die vermögensrechtliche 
Stellung der amerikanischen Frau in zwölf Staaten unter Herbei­
ziehung von Bestinnuungen, die damit Zusannnenhang haben. 
I n der Schlußbcmert'nng hält er den Beweis für erbracht, daß 
„die verheirateten Frauen in dem Eldorado der Frauenrechte nicht 
überall in dem Maße mit den Männern gleichberechtigt" seien, 
wie hier zu Lande gewöhnlich angenommen wird, und daß wir 



„das Deutsche Reich nicht als rückständiges Land" und seit! Gesetz­
buch nicht als „rückständiges Wert" dezeichnen tonnen. 

Daß der Artikel diesen Beweis erbracht hat, wird thm niemand 
bestreiten. Und gewiß war es sein gutes Recht, ihn in einer 
Weife zu sichren, welche die Interessen der Frauenbewegung beein­
trächtigt und die Leser mit Mißbilligung gegen die Bewegung er­
füllt, so daß Franen, die bloß eine oberflächliche Kenntnis von 
der Frauenbewegung haben, sich von ihr fernhalten oder sich 
zurückziehen, nnd daß Männer ihren Frauen verbieten, den 
thörichten Frauenvereinen beizutreten. Daß er dies hervorzu­
bringen vermag, hat der Artikel jedoch lediglich durch Verschiebung 
von Thatsachen zu Wege gebracht. 

Wer den Artikel liest, wird sich fraget!, was das denn wohl 
sein möge, was die Frauen gegen die der Frau im Bürgerlichen 
Gesetzbnche zugewiesene vermögensrechtliche Stellung einzuwenden 
haben? Es werde sehr viel sein, weil sollst der Artikel sicherlich 
gesagt hätte, was es sei; es werde so vielerlei sein, daß er es 
passend nur in dem Ausdrucke habe zusammenfassen tonnen, daß 
die Frauen das Gefetz als ein rückständiges bezeichnen. 

Was ist nun dies viele, das die Frauen auszusetzen haben? 

Es ist ein einziges und läßt sich in zwei Worten sagen; sie 
Verlangen als gesetzliches Güterrecht die Gütertrennung. 

Daß die Frauenrechtlerinnen dies verlangen, und daß sie 
weiter gegen die ihnen zugewiesene vermögensrechtliche Stellung 
nichts einwenden, weiß jeder, der in der Frauenbewegung steht 
Die Petition an den Reichstag, die feit Beginn dieses Jahres Zur 
Unterzeichnung verbreitet und eitlem jeden vorgelegt wird, von 
dem man annimmt, daß er der Frauenbewegung geneigt fei, 
enthält, soweit es sich um die vermögensrechtliche Stellung handelt, 
nur dieses eine Verlangen, und die beigegebenen Gründe enthalten 
nichts, was auf weiteres fchließen ließe; eine andere Auskunft 
nnro keiner, der nachfragt, erhalten. 

Weshalb hat nun der Artikel verschwiegen, daß die Frauen 
weiter nichts als jenes eine einznwenden haben? 

Die Antwort ist sehr einfach. M i t dem Bekenntnisse jener 
Thatsache hätte der Artikel gar nicht geschrieben werden können« 
Er würde dann der Bewegung neue Anhängerinnen zugeführt 



haben, und die Männer waren genötigt gewesen, die Bewennna 
ernst zu nehmen, angesichts der Gewichtigkeit der Autoritäten die 
wir für uns haben: England hat durch Gesetz vom 10. August 
N->«2 die Gütertrennung eingeführt, unter Aufrechterhaltunn. der 
Gehorsamspflicht der Frau, und sie desteht, ebenfalls mit Aufrecht-
erhattung dieser Pflicht, in Rußland nach dem dortigen -— M,s, 
für die f̂tseeorouinzen und das ehemalige Kongreßpolen nicht 
geltenden — Bürgerlichen Gesehbuche. 

(55 ist so alles, was der Artikel über das amerikanische Recht bei­
bringt, in Wahrheit nun gar keinem Gewicht gegen die deutsche Frauen-
uewegung; und das; der êser ihm ein Gewicht zuschreiden kann, ist 
lediglich durch Nerfchweigung jener einen Thatsache zu Ä̂ ege gebracht. 

Es wtrd ferner, wer den Artikel liest, den Eindruck empfangen, 
daß die amerikanischen Frauen mit ihrer mangelhaften vermögens­
rechtlichen Stellung zufrieden feien. Denn nur, wenn sie dies 
sind, kann man den deutschen Frauen als einen Beleg für die Un­
begründetheit ihrer Unzufriedenheit mit ihrem Rechte die mangel­
haften amerikanischen Zustände vorhalten; und wenn der Artikel 
nicht in dem Sinne, daß jenes der Fat! sei, verstanden sein wollte, 
so hatte dn Hinweis, den der Ausdruck „Eldorado" enthält, daß 
in Amerika des mangelhaften Rechtes ungeachtet die Ideale 
der deutschen Frauen erfüllt seien, und daß diese sich Amerika zum 
Muster nehmen sollten, für den êser kaum einen Zinn. 

Wie ist nun aber hier der Sachverhalt? Die amerikanischen 
Frauenrechtlerinnen erstreben ebenfalls die Freiheit des .Ver­
mögens der Frau von den Rechten des Mannes. Der ArUkel. 
verschweigt also auch hier eine Thatsache, welche die Mangel­
haftigkeit des amerikanischen. Rechtes völlig untauglich macht, 
gegen die deutschen Frauenrechtlerinnen ausgespielt zu werden. 
Der 1!eser, wenn sie ihm offenbart wäre, würde ohne F-rage ge­
sagt haben: „was soll denn diese ganze Gelehrsamkeit? Die 
amerikanischen Frauen sind ja nicht besser als die deutschen!" 

Daß die deutschen Frauenrechllerinnen die Gütertrennung 
erstreben, sagt also der Artikel nicht. Für ihn war es aber, wenn 
er seine Aufgabe, die Bewegung der Frauen gegen das Bürger­
liche Gesetzbuch zu schwächen, erfüllen wollte, ein Hauptpunkt, den 
er ins Auge zu fassen hatte, die Bewegung gegen das gesetzliche 
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Güterrecht, die Aerwalttmgsgetnclnschnft, als gniitdlos durzilstellen. 
Atlih dies hat er mit einer Verschiebung des Sachverhaltes zu be­
werkstelligen gesucht. 

Es muß hier daran erinnert werden, daß beim Abschlüsse 
der Verlobung heutigen Tages Verabredungen über Berechtigung 
des einen Teils an dem Vermögen des anderen, wenn nicht ein 
besonderer Anlaß dazu auffordert, nicht getroffen werden. Der 
Wann motiuiert den Antrag mitgebe, und wenn auch nicht mit 
Liebe geantwortet wird, so wird doch auf der anderen Seite in 
Betracht gezogen, daß die Heirat für das Mädchen auch heilte noch 
beinahe der einzige Weg ist, ihre Zukunft sicher zu stellen, und 
deshalb zu vermeiden gesucht, was die Verlobung hindern könnte. 
Daß so das sogenannte gesetzliche Güterrecht bei Eingehung beinahe 
jeder Ehe stillschweigend angenommen wird, so regelmäßig, als 
luäre es gesetzlich vorgeschrieben, ist das, was dem Streite über 
die Wahl des für gesetzlich zu erklärenden Güterrechtes seine große 
praktische Bedeutung gicbt. Die Männer wissen, daß, wenn 
Gütertrennung für gesetzlich erklärt wird, sie wenig Hoffnung auf 
eine Eheberedung haben, die ihnen die Verwaltungsgeineinschaft 
giebt, und die Frauen, daß, wenn die Verwaltungsgeineinschaft 
gesetzlich ist, sie so gut wie vergebens hoffen, durch Eheberedung 
Gntertrennnng zn erlangen. Damit ergiebt sich aber auch, was 
für uns hier in Betracht'kommt, daß man den Frauen, welche 
für die Gütertrennung kämpfen, nicht entgegenhalten kann: Die 
Frau könne sich die Gütertrennung ja a u s b e d i n g e n , denn das 
ist es ja gerade, dessen die Frau dadurch, daß das gesetzliche 
Güterrecht die Gütertrennung ist, enthoben sein wi l l . 

Wie verhalt sich mm der Artikel diesem Sachverhalt gegen­
über? 

Weil er zu verschweigen hat, daß die Frau deshalb mit der 
Aerwültungsgemeinschllft des Gesetzes unzufrieden ist, weil sie 
Gütertrennung wi l l , nimmt er ats den von ihm Zn widerlegenden 
Grund der Unzufriedenheit einen sehr naheliegenden Rechtsgrnnd 
an, den nämlich, daß der Frau die Handlungsfähigkeit, die ihr 
gesetzlich Zugesprochen ist, durch das Recht des Mannes, ihr Ver­
mögen zu verwalten, faktisch wieder entzogen w i rd , wei l dies 
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Recht sie hinderl, von lhrer Handlungsfähigkeit Gebrauch zumachen: 
und diesen Rechtsgrund sucht er als unrichtig darzulegen. 

Gegen die Richtigkeit bemerkt der Artikel: 

„Es ist also ganz unrichtig, wenn vielfach behauptet 
wird, die Ehefrau sei nach dem Bürgerlichen Gcsehbuche 
nur theoretisch geschäftsfähig, in der Praxis sei sie nach 
wie vor eine Bevormnndetc. Der Mensch, welcher Juwelen 
verpfändet hat, darf darüber auch nicht mehr verfügen. — 

Die obige Meinung ist nm so verkehrter, als 
das bürgerliche Gesetzbuch eine ganze Reihe von Möglich­
keiten eröffnet, bei denen die Ehefrau, sofern sie überhaupt 
etwas besitzt, nicht vermögenslos bleibt: sie kann sich durch 
Vertrag ihr ganzes Vermögen oder einen Teil vorbehalten." 

Mit dieser Folgerung hält der Artikel der Opposition gegen 
das gesetzliche Güterrecht einen nach dem Gesagten völlig unzu­
treffenden Einwand entgegen, von dessen Hinfälligkeit aber der 
Leser keine Ahnung haben kann. Das, was den Frauenrechtle­
rinnen hier als Mittel vorgehalten wird, durch das die Frau die 
vermißte praktische Rechtsfähigkeit erlangen könnte, ist nach 
dem Gesagten gerade das, was denen, die Gütertrennung ver­
langen, niemals eingewandt werden kann, folglich auch denen 
nicht, die unzufrieden sind, weil die Gütertrennung versagt ist. 
So unzutreffend demnach der Einwand ist, der mit diesem Vor­
halte erhobeii wird, so konnte doch der Leser die Hinfälligkeit 
nicht erkennen, wei l ihm der wirkliche Grund der Unzu­
friedenheit nicht gesagt worden ist. 

Seinen Einwand nun aber, daß die Handlungsfähigkeit der 
Frau keineswegs zu einer theoretischen werde durch das Ver­
waltung örecht des Mannes, scheint der Artikel selbst nicht sehr 
ernstlich zu nehmen. Bei der Darstellung der Mängel des ameri­
kanischen Rechtes sagt er von Texas: der Mann sei dort Ver­
walter des Vermögens der Frau sowie des gemeinsamen Thegutes, 
und: „die Ehefrau infolgedessen in ihrer Geschäftsfähigkeit be­
schrankt". Und nicht nur das. I n der Schrift der Frau 
Dr. Kempin: Die Rechtsstellung der Frau, Berlin 1895, Heft 5 
vom „Existenzkampf der Frau" wird Seite 168 von dem System 
der Gütertrennung bemerkt: „Dies System ist ferner das einzige. 
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MI, tu'!!! »,e «''''»Ichch^chlwste,! oe, 0,,r>!0!, j,ll, »e,e,»!,>ne!! >!,p,! " 
i>n dnlilNü! n̂ > VmaMu!»'» !̂ e>,><!>N!»l„», l>n!lc »>,, '!ie>>,! ,'w 
Bevor,nnxonnq oc, 0>,!i>ui> !„> „ich! »^e,nl'N! in,, in',, A» 
fmderunge,, de^ „unfeinen Vcln',i>' „v^.'c,,,, me <̂c>>>n>,,!!>,,,>! 
>>»er Haudl!,ug"!!i>>!qke,l „der chnlpichlich a>,f>>o>c„ >,,n> „,>!>! un!c> 
unoerer flagge ,ne,!er bcslcl>en stnl, >,' , j ! o,e" uu> ,,,,! oer Gn!e> 
ui,abl!u»g,gsei! nioglnh." D,e Ve>ncheun ,j< !,,c> nl>0 qeuuu der 
Ansicht, lue >,c i„ i Äilile! de> Ration al', l>e>le!,>! bl'zenhne! l,ol. 

Ebenfall» »,!l Ve>s>!j,eb»»g oes !hnll>esta„de'.' Iial j>>>, der 
Arlikel dann aiah des znieile,, ,vaupch„n>!es se,„er Aufgabe e,<! 
ledig!, mich tue Bewegung gegeu Ine Gehmsamspsluhl dc> Ehefrau 
den, ^eser als gegenstandslos darzustellen, und zwar m sehr ge 
silnckler Weise. Er sogt: 

„DieStaate,! Ohio,Georgia, sowiebeioeDatolas und ^eraS 
stehen noch auf de,» in Deulschland ni,ni»ehr aufgegebenen 
Standpunkt, wonach der Ehemann im Gesetze ebenso feierlich 
als geschmacklos als das „Haupt der Ehe" erscheint. Alle 
Konsequenzen Kieses Grundsatzes haben die genannten Staaten 
freilich nicht gezogen. So sind z.B. in Ohio und ocnDakotns die 
Ehegatten vermögensrechtlich voneinander unabhängig u, s.w." 

Durch Hinznfügnng, als ob es des Erwnhnens tanni wer! 
fei, bloß der vier Worte „in Deutschland nunmehr aufgegebenen" 
wird hier als ganz selbstuerständlich, dns nur so nebenher bemerkt 
werde, der ^eser, der dein Artikel oerlraul, glauben gemach!, in, 
deulscheu Gesehe sei der Ehemann nichl für das Haupt der Familie 
erklärt und also die Gehorfninspflicht »ich! anSgesprocheu. 

Der t? l ü ^ l erhalt aber nicht nnr seinen Worten nach, sondern 
auch nach den Motioen die uralte Gehursanispflichl der Frau, 
wie sie heute noch in allen deutschen Staaten besteht, aufrecht und 
bat bloß, um der Frau die Erlmgnng zn erleichtern, die Neuerung 
hinzugefügt, daß, wenn der Mann das Gehorsamsrecht mißbrauch!, 
es gegen die Zwecke der Ehe gebraucht, die Frau nicht mehr wie 
bisher auch dies zu ertragen verpflichtet ist. 

Aber nichl nur das. Von den Gesetzen, von denen die 
'Motive sagen, daß ihnen entsprechend die Stellung des Ehemannes 
bestimmt morden sei, bestimmt das preußische Landrecht I I. 8 1,84: 
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Der Mann ist das Haup t der ehelichen Gesellschaft, 
und das Österreichische Gcsel.ibuch ß ^: 

Der Ehemann ist das H a u p t der F a m i l i e . 
Mi th in erklärt auch das deutsche Gesetz den Mann für das Hanpt 
der Familie! 

Der Artikel kann sich nicht ans den Einwand zurückziehen, er 
habe den Erklärungen jener Gesetze eine sachliche Bedcntung nicht 
beigelegt, vielmehr bloß ausdrücken wollen, daß derartige nichts 
sagende Phrasen nicht in ein Gesetz gehören. Denn eine sachliche 
Bedeulnng hat er ihnen allerdings gegeben, durch den Ausspruch, 
alle Konsequenzen jenes Grundscwes hätten jene Staaten freilich 
nicht gezogen, und durch die hinzugefügten Beispiele, die dem Leser 
die Sache sehr verständlich machen. 

M i t noch mehr Geschick, mittelst eines einzigen Wortes, ent­
ledigt sich dann der Artikel eines dritten zu beachtenden Punktes. 
Nach der Bemerkung, in Ohio und den beiden Dakotas seien die 
Eheleute vermögensrechtlich voneinander unabhängig, fährt der 
Artikel fort: „Die Fruit ist sonnch wte im Bürgerlichen Geseh-
buche, wenn sie in Gütertrennung lebt, verpflichtet, die tasten des 
Hanshalles mittragen zu helfen." Wäre hier das „fonach" weg­
gelassen, so würbe der Leser einfach angenommen habeil, jenes 
gelle in jenen Staaten. Durch Einschaltung des „sonach" macht 
aber der Artikel seinen Ausspruch zu einer Rechtsfulgerung lind 
versetzt so den Leser in den Glauben, es sei juristisch ausgemacht, 
daß, auch wenn der Mann allein dazn imstande sei, die Rechts­
pflicht, die Ehelasten zu trageil, auch die Frau treffe, während 
dies zu beweisen dem Artikel nicht ge l ingen konnte. Auch hier 
also verspürt der Leser nicht, was mit thm geschieht. — Alles 
also Sophismen, wenn mich sicherlich unbewnßte. 

Eines weiteren enthalte lch mich, Das Gesagte erachte ich 
für unerläßlich, um den falschen Urteilen über die Bestrebungen 
der Frauenrechtlerinnen entgegenzutreten, die durch die thatsächlichen 
Unrichtigkeiten des Artikels verbreitet werden mühten." 
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So weit die Ausführungen des Geheimen ^ustizratß .Bull ing. 
Für die Richtigkeit des darüber Angeführten, wie selten ein 

Vertrag der Frau die Gütertrennung geben wird, wenn die Ber-
wallungsgeineinschnft gesetzlich ist, nnd wie wenig durch die Mög­
lichkeit eines solchen Vertrages an der Stellnng der Ehefrau im 
ganzen geändert werden wird, kann ich einen vortrefflichen Bürgen 
anführen. 

„Die Bertragsfreiheit der Ehegatten ist lein Radikalmittel, sie 
ist nur eiil Ansatz zur Abhilfe. Denn darüber mache man sich 
keine Illusionen: wenn etwas undeutfch, dem deutschen Gefühl 
widersprechend ist, sind es die Eheuerträge . . . Zudem: glaubt 
wirklich jemand im Ernst, die Ehefrau fei in der î age, sich durch 
Eheuertrag günstiger zn stellen, als das Gesetz sie gestellt hat? 
Nein, es wäre ungeheuer naiv, so zu argumentieren und verriete 
abermals jene Unkenntnis von der wirklicheil Stellung der Ehe­
frau im Verhältnis zu ihrem Mann, welche die jetzige gesetztiche 
lMterordnung des Entwurfs erzeugt hat," fagt — — Frau Dr. .jur. 
Eini l ie Kempin in ihrem 5. Artikel in der „Post" (U. April 
1896), dieselbe Frau, die in dein Artikel der „Nation" den Ehe­
uertrag nnr so nebenbei erwähnt als etwas, was der Ehefrau als 
folcher in jedem Angenblick vermögensrechtlich jede gewünschte 
Aktionsfrciheit schaffen könne! 

Und sie, die in der „Nation", wiederum ohne jede klärende 
Auseinandersetzung, bemerkt, daß Ehevcrträge wie vor. so auch 
nach Abschluß der Ehe „vollkommen frei gegeben" sind, die auf 
das Illusorische dieser Bestimmung mit keiner Silbe hindeutet, 
sagt in der „Post" in Bezug auf Eheverträge nach Abschluß der 
Ehe: „Die bisher in Güter- oder Verwaltlmgsgemeinschaft lebende 
Frau will nun auf einmal Gütertrennung vereinbaren. Ich glaube 
nicht, daß ihr das auf vertraglichem Wege viel leichter wird als 
auf dem des Prozesses. Oder welcher Ehemann, der krnft der 
Gütergemeinschaft am Vermögen seiner Frau Miteigentnm oder 
kraft der Verwaltinigsgeineinschllft Nutznießung und in beiden Fällen 
die Verwaltung solchen Vermögens hat, wird dem Begehren der 
Frau ohne weiteres entsprechen? Hand aufs Herz, hochgeehrte 
Ehemänner, würde einer von Ihnen das freiwillig thun? Würde 
nicht jeder seine Frau auslachen und ihre Wünsche als einen tollen 
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Einfall bezeichnen? lind dann, was nützt ihr die Bestimmung, 
daß die ihr lästige Verwaltiingsgemeinfchaft anch nach der Ehe 
noch aufgehoben werden kann? Nichts, gar nichts! Sie ist daher 
für die Frau und ihr Bestrebe,!, durch Vertrag zu erlangen, was 
das Gesetz ihr verweigert hat, ohne jeden Belang, für sie in den 
meisten Fällen ein toter Buchstabe. Also auch von diesem Gesichts­
punkte betrachtet, bleibt für die wirktiche Besserstellung der Frau 
nichts anderes übrig, als die Gütertrennung als gesetzliches 
Güterrecht auszustellen," 

Vortrefflich gesagt! Aber anch noch des weiteren kann gegen 
Frau Dr . Kempin in der „Nat ion" Frau Dr . Kempin in der 
„Post" als Autorität angerufen werden, 

I m 2. Artikel der „Post" <25. März l 8 W ) wird von dem 
Entwurf des Bürgerlicheil Gesetzbuchs gesagt: 

„Die Verwaltungsgemeinschllft, die er als gesetzliches Güter­
recht postuliert, läßt ein selbständiges Handeln der Ehefrau nicht 
zn. Die durch dieses System bedingte Einheit des Handelns der 
Ehrgatten hat notwendigerweise die Beschränkung der Geschäfts­
fähigkeit der Ehefrau zur Folge, welche die Kommission des Ent­
wurfs beseitigen wollte. Es findet sich also im Entwurf folgende 
Logik: die Neuzeit erfordert volle Geschäftsfähigkeit der Ehefrau, 
demnach wird jede Beschränkung derselben aufgehoben. Als gesetz­
liches Güterrecht gilt die Verwaltungsgemeinschaft. Sie erfordert 
durchaus Beschränkung der Geschäftsfähigkeit der Ehefrau, demnach 
bleibt die Ehefrau tu ihrer Geschäftsfähigkeit beschränkt. So steht 
es natürlich nicht im Gesetz, aber die sich widersprechenden Be­
stimmungen laufen im Effekt darauf hinaus." 

Ferner: 
„Wenn das Gesetz dem Manne z. B. in seiner Eigenschaft 

als Führer der ehelichen Gemeinschaft''') weitgehende Rechte der 
Frau gegenüber zugesteht, so hat es ans der anderen Seite dafür 

" ! Ob die hier uon ^rau Dr. Kempin i» der „Post" für die Ztelluug, die 
das Bürgerliche Gesetzbuch dem Wanne giebt, gewählte Bezeichnung wohl etwas 
anderes bedeutet, als die noch Frau vi- . Kempin in der „Nation" im bürger­
lichen Gesetzbuch aufgegebene Anschauung, daß der Mann das „Haupt der 
Ehe" sei? 
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Zit folgen, daß der Mann diese Rechte nicht mißbrauchen kann . , . 
Das ist im Entwurf geschehen, und zwar in ziemlich ausgiebiger 
Weise. Die Gesetzesoorlage einhält eine Anzahl lauteten zu 
Gunsten und zum Schutze der Frau, so daß es den Anschein hat, 
ats sei sie nnter der Verwattnngsgenieiiischaft vor jedem ehemänn-
lichen Übergriff geschützt. Aber es scheint nur so. I n Wirklichkeit 
sind die der Ehefrau zuerteillen Waffen stumpf, und die theoretische 
Unschädlichkeil der Berwaltnngsgeineinschcift ist in allen Fällen, wo 
es sich wirklich darum Handell, dem Mißbrauch des eheinäniilichen 
Rechtes zu begegnen, nichts weiter als eine schöne I l lusion." 

Das sagt dieselbe Frau, die in dem Artikel der „Nat ion" in 
eben diesem Gesetzbuch, also vermögensrechtlich in der Berwaltungs-
gemeinschaft als gesetzlichem Güterrecht, „die zu einem gedeihlichen 
Wachstum nötige Basis" sieht, die in dem erwähnten Artikel der 
Unzufriedenheit der „Frauenrechtlerinnen" mit der ihnen ange­
wiesenen verinögensrechllichen Stellung entgegentritt; sie, die in 
der „Nat ion" das Bürgerliche Gesehbuch vor dem Vornmrf 
der Nückständigkeit bewahren wi l l , nennt tn der „Post" die 
Perwaltungsgemeinschllft „ein lange überlebtes System", und die 
Gütertrennung „das einzige System, welches dem weiblichen Ge­
schlecht in der Ehe eine würdige Stellung anwelst". „Die Ver­
waltungsgemeinschaft", so ist dort ihre Überzeugung, „stellt uns 
vor etil lu,t — nnt. Entweder bietet sie der Fran den uotniendigen 
Schutz nicht, sondern giebt sie und ihre Kinder dein Leichtsinn, der 
Pflichtvergessenheit, dein Unvermögen eines unglücklich veranlagten 
Mannes preis, oder sie giebt zwar die Möglichkeit des Schutzes, 
aber sie zerrüttet die Ehe. I n beiden Fällen ist das System zu 
verwerfeu." 

Man wird zugeben müssen, daß niemand geschickter gegen 
Frau Dr . Kempin in der „Nation" argumentieren könnte als 
Frau Dr . Kempin in der „Post". Eine seltsame Wandlung der 
Überzenglingen! 

Es wird nach dem Gesagten einleuchten, daß es für die 
Frauenbewegung in hohem Grade bedenklich gewesen wäre, auf 
den Artikel in der Nation zu schweigen, um so bedenklicher, als 
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wir nichl wisseil können — das Wort wird nach den vorstehenden 
Ausführungen niemand zu hart erscheinen — welche Gestalt die 
Anschauungen und Ratschläge der Fran Dr , Kempin noch annehmen 
werden. Solchen gleitenden Überzeugungen gegenüber ist eine 
Warnung einfache Pflicht der Selbsterhaliung. 

Helene ^ange. 

Berliner NuchdruÄereIMcrien-GeIelllch«st 
Setzermnenlchule des Lette-Verein«. 
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